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„Ich finde das fahrlässig“
Gerhard Brand, Vorsitzender des Lehrerverbands VBE, kritisiert den Trend zum „Quereinstieg“ – Kein qualitativ hochwertiger Unterricht

Von Axel Habermehl, RNZ Stuttgart

Stuttgart. Notlö-
sung als Normalfall:
Der seit Jahren bun-
desweit große Leh-
rermangel bringt
zunehmend Perso-
nen ohne Lehramts-
ausbildung in die
Schulen. Direkt-
oder Seiteneinstei-
ger besetzten laut
Deutschem Schulportal zuletzt schon je-
de zehnte Stelle. In Baden-Württemberg
sind die Zahlen noch geringer, doch auch
hier setzt die Landesregierung verstärkt
auf das Potenzial. In allen Schularten
dürfen sie künftig eingesetzt werden.
Gerhard Brand (61, Foto: dpa), Landes-
und Bundesvorsitzender des „Verband
Bildung und Erziehung“ (VBE), weist auf
Risiken und Nebenwirkungen hin.

> Herr Brand, angesichts des Lehrer-
mangels setzen die Bundesländer im-
mer stärker auf Quereinsteiger in
Schulen. Wie bewerten Sie das?

Diese Entwicklung ist der Not geschul-

det und ich habe ein Stück weit Ver-
ständnis dafür. Aber natürlich ist das
nicht gut. In Schulen sollten nur voll aus-
gebildete Lehrkräfte arbeiten, die ein
Masterstudium absolviert haben. Das ga-
rantiert qualitativ hochwertigen Unter-
richt. Wenn Personen von außen rein-
kommen, und da gibt es bundesweit die
unterschiedlichsten Varianten, wird es
problematisch.

> Wo liegt das Problem?
Man wird dem Bildungsanspruch der
Kinder nicht gerecht. Qualitativ ganz
schwierig ist es, wenn Personen ohne
Lehramtsausbildung unterrichten, die
kein Studium abgeschlossen haben und
mit befristeten Verträgen eingestellt
werden. In Baden-Württemberg heißen
sie „Personen ohne Lehramtsausbil-
dung“ oder „Nichterfüller“. Das können
Schreiner sein, Physiotherapeuten, An-
waltsgehilfen, alle möglichen Berufe –
aber eben ohne pädagogischen Hinter-
grund. Diese Menschen helfen an Schu-
len aus, für die wir überhaupt keine Leh-
rer finden, und man muss froh sein, dass
sie das tun. Aber wir können dann nicht
mehr von qualitativ hochwertigem

Unterricht sprechen, bestenfalls von
unterrichtsähnlichen Angeboten.

> Sind Sie da nicht zu streng?
Wie gesagt, ich sehe die Notlage. Und es
gibt auch erfolgreiche Modelle, etwa in
Berufsschulen. Aber da geht es um in der
Regel erwachsene Menschen, die schon
einen Schulabschluss haben, die motiviert
sind und bei denen auch ein Betrieb darauf
achtet, wie sie sich in der Schule anstellen.
Das ist eine komplett andere Situation als
beispielsweise in einer Grundschule. Da
sind nicht alle Kinder motiviert, manche
sind auch verhaltensauffällig oder haben
spezielle Förderbedarfe. Lehrer haben
einen Bildungs- und Erziehungsauftrag.
Der Bereich Erziehung wird immer wich-
tiger. Dem kommen wir nach, aber ohne
Ausbildung geht das kaum.

> Aber die Länder qualifizieren Quer-
einsteiger doch.

Berufsbegleitende Programme reichen
nicht aus. Für das Lehramt studiert man
ja nicht nur die Fächer, die man später
unterrichtet, sondern auch Erziehungs-
wissenschaften, Didaktik, Methodik, es
gibt psychologische, anthropologische

und philosophische Inhalte. Das alles
fehlt einem Ingenieur, der plötzlich Ma-
the und Physik unterrichten soll. So je-
mand steht ab Tag eins vor der Klasse, die
Qualifizierung läuft berufsbegleitend. Ich
finde das fahrlässig. Übrigens springen
deshalb auch viele Quereinsteiger schnell
wieder ab und sagen: Ich packe das nicht!

> Was wäre besser?
Das Mindeste wäre eine Vorqualifika-
tion: ein halbes Jahr Ausbildung, bevor
manzumerstenMalvoreinerKlassesteht.

> Die Bundesländer haben unterschied-
liche Programme. Welche sind gut,
welche nicht?

Sachsen macht es vergleichsweise or-
dentlich. Sie qualifizieren vor und dann
berufsbegleitend weiter, es gibt Prüfun-
gen und alles wird wissenschaftlich be-
gleitet und evaluiert. Nicht gut läuft es in
Brandenburg. Dort gibt es inzwischen den
Beruf des „Bildungs-Amtmanns“. Das
sind Leute, die nur einen Bachelor-Ab-
schluss haben, aber ganz regulär unter-
richten und nach ein bisschen berufsbe-
gleitender Nachqualifizierung auch ver-
beamtetwerden.Sowasgehteinfachnicht.

Woher kommen
die Entchen im
Ulmer Rathaus?
Plastiktiere geben Rätsel auf

Ulm. (dpa) Sie sind süß, mal quietschgelb,
mal lila und bevölkern zahlreich das Ul-
mer Rathaus: kleine Plastikenten. Beleg-
schaft und Besucher rätseln, wer dahin-
tersteckt. Die Entchen sitzen auf Hinweis-
schildern, Bilderrahmen und sogar auf der
Damentoilette wurde schon eine gesichtet,
berichtet Stadtsprecherin Marlies Gilde-
haus. „Es gibt kaum einen Platz, wo es kei-
ne Ente gibt“, sagt sie. Die Mini-Enten zie-
ren in allen Farben das Rathaus, sogar
kleine Frösche und Kühe gab es zwischen-
zeitlich. Eine städtische Kampagne sei die
Aktion nicht, betont Gildehaus. Wer da-
hinterstecke, bleibe Spekulation.

Und spekuliert wird viel. „Es könnte
tatsächlich auch jemand von außerhalb
gewesen sein“, sagt Gildehaus. Denn
ihren Anfang hatte die wachsende Popu-
lation von Plastikenten in den öffentlich
zugänglichen Bereichen des Rathauses.
Inzwischen sind die Tiere so beliebt, dass
sie Einzug in die Büros gefunden haben.

Die Mitarbeiterinnen Elena Nefzger
und Silvia Schuler rätseln ebenfalls. „Je-
der verdächtigt jemand anderen“, sagt
Nefzger. Sie denke etwa an Hausmeister
und die Botenmeisterei. Die hätten
schließlich einen Schlüssel und seien
morgens vor allen anderen da. Schuler
wiederum will andere Gerüchte gehört
haben. Zumindest bei den Fröschen, die
zwischenzeitlich aufgetaucht seien, habe
sie die Kulturabteilung im Verdacht.

Frisch im Amt rätselt auch Oberbür-
germeister Martin Ansbacher (SPD) mit.
AnseinemerstenArbeitstagvorrundzwei
Wochen sei er mit zwei Exemplaren auf
seinem Computer begrüßt worden. „Ich
find’s lustig, aber ich selber war es nicht“,
sagt Ansbacher. Ein Hausverbot für die
Entchen wird es nicht geben. Solange sie
nicht überhandnehmen würden, dürften
die Plastikfiguren bleiben, sagt er.

Erst nur im öffentlichen Bereich, inzwischen
überall: die Ulmer Plastikenten. Foto: dpa

G9 soll „aufwachsend“ eingeführt werden
Staatssekretär Schebesta: Beginn in den unteren Klassenstufen – Keine Wechselmöglichkeit für Ältere

Stuttgart. (lsw) Das Land will die flä-
chendeckende Rückkehr zum neunjäh-
rigen Gymnasium in Baden-Württem-
berg schrittweise Klassenstufe für Klas-
senstufe umsetzen und keine Wechsel-
option für ältere Schülerinnen und Schü-
ler anbieten. „Für uns steht fest, dass wir
ein neunjähriges Gymnasium aufwach-
send als Regelform einführen werden“,
sagte Volker Schebesta, CDU-Staatsse-
kretär im Kultusministerium, am Don-
nerstag bei einer Anhörung des Bildungs-
ausschusses im Landtag in Stuttgart.
„Aufwachsend heißt, dass wir mit den
unteren Klassenstufen beginnen“, sagte
Schebesta. Eine Wechseloption für Klas-
sen der Mittelstufe sei nicht vorgesehen.

Umgesetzt werden soll die Rückkehr
Schebesta zufolge so früh wie möglich.
„So früh wie möglich heißt für uns, auch
wegen der schulgesetzlich notwendigen
Änderungen, nicht im Schuljahr
2024/2025, sondern frühestens zum
Schuljahr 2025/2026.“ Konkrete Details
zum inhaltlichen Konzept für G9 nannte
der Staatssekretär nicht.

Der Bildungsausschuss führte am
Donnerstag eine Anhörung zum Volks-
antrag einer Elterninitiative durch. Die-
se hatte für eine Rückkehr zum neun-
jährigen Gymnasium in Baden-Würt-
temberg mehr als 100 000 Unterschriften
eingesammelt und an den Landtag über-
geben. Initiatorin Corinna Fellner be-

tonte, eine der Kernforderung des Volks-
antrags sei die Mitnahme laufender Klas-
sen. „Denn man darf jene Kinder, die noch
Corona im Gepäck haben, nicht einfach
vergessen“, sagte Fellner. Die Mehrheit
der Unterzeichner ihres Volksantrags
setze sich für Kinder ein, die derzeit ein
Gymnasium besuchten.

VertreterderKommunenforderteneine
finanziell umsetzbare Lösung. „Jeder Euro
kann nur einmal ausgegeben und jede
Lehrkraft nur einmal eingesetzt werden“,
sagte der Präsident des Gemeindetags,
Steffen Jäger. Man räume der Bildung ger-
ne eine hohe Priorität ein, zweifle aber dar-
an, ob die Rückkehr zu G9 derzeit die drän-
gendste Frage in der Bildungspolitik sei.

Steillagen: Winzer
fordern mehr Hilfen

Offenburg. (lsw) Um landschaftsprägen-
de Weinberge in Steillagen zu erhalten,
muss der Weinbranche zufolge mehr für
Winzerinnen und Winzer getan werden.
Denkbar sei ein Bewirtschaftungsent-
gelt, um Betrieben zu helfen, die sonst
nicht mehr rentabel arbeiten könnten.
Das sagte der Präsident des Deutschen
Weinbauverbands, Klaus Schneider, am
Donnerstag bei der Mitgliederversamm-
lung des Badischen Weinbauverbands in
Offenburg. „Gerade die Steillagenwein-
berge sind ein Hotspot der Biodiversi-
tät“, sagte Schneider.

Rund ein Viertel der rund 28 000 Hekt-
ar Rebfläche im Südwesten entfällt auf
Steillagen. Das Land gibt nach Angaben
des Agrarministeriums bereits Förderung.

Massenmails für
Cannabis-Freigabe

Grüne werden „zugespammt“

Stuttgart. (lsw) Wegen möglichen Ver-
zögerungen bei der Einführung des Can-
nabis-Gesetzes haben Verfechter die
Landtags-Grünen mit zahlreichen Mails
derart belastet, dass die IT-Abteilung des
Landtags einschreiten musste. Es seien
technische Maßnahmen ergriffen wor-
den, um der Spam-Mails Herr zu wer-
den, sagte eine Sprecherin des Landtags
in Stuttgart. Weder sie noch eine Spre-
cherin der Grünen-Fraktion nannten De-
tails dazu oder zur Anzahl. Die Frak-
tionssprecherin deutete aber an, mit Mails
regelrecht geflutet zu werden. Die Land-
tags-IT und die Abgeordneten seien
arbeitsfähig, hieß es.

Hintergrund ist Kritik des Hanfver-
bands, dass Politiker in verschiedenen
Bundesländern – darunter der baden-
württembergische Gesundheitsminister
Manne Lucha (Grüne) – die Umsetzung
verzögern wollten. Der Verband will ver-
hindern, dass das Gesetz und damit die teil-
weise Legalisierung von Cannabis später
als wie geplant zum 1. April in Kraft tritt.

Das vom Bundestag im Februar be-
schlossene Gesetz ist im Bundesrat nicht
zustimmungsbedürftig. Die Länderkam-
mer könnte aber den gemeinsamen Ver-
mittlungsausschuss anrufen und das
Verfahren so abbremsen. Genau das
empfehlen drei mit dem Thema befasste
Ausschüsse der Länderkammer. Auch
Minister Lucha hatte sich für eine Ver-
schiebung ausgesprochen. In seinem Mi-
nisteriumgehenlauteinemSprecherzwar
auch Mails zu dem Thema ein, aber nicht
massenhaft.

Der Hanfverband will gezielt die je-
weiligen Landtagsabgeordneten anspre-
chen. Aus der Grünen-Fraktion Baden-
Württemberg hieß es, deren suchtpoliti-
scher Sprecher, Norbert Knopf, stehe mit
demVerbandimKontakt.„Wirfragenuns
allerdings auch, wie politisch klug es ist,
diejenigen mit Mails zu fluten, die sich seit
Jahren für eine Legalisierung einsetzen“,
teilte eine Sprecherin mit. „Der zustän-
dige Arbeitskreis der Fraktion hält eine
Verzögerung des Gesetzes für unnötig und
setzt sich für ein Inkrafttreten zum 1.
April ein“, erklärte die Sprecherin.

Erst in die Wohnung, dann der Rest
Das Land und die Vector-Stiftung starten neue Projekte für Wohnungslose – Konzept: „Housing First“ – 1,6 Millionen Euro stehen bereit

Von Martin Oversohl

Stuttgart. Zehntausende Menschen in
Baden-Württemberg leben auf der Stra-
ße oder haben zumindest keine Woh-
nung, in der sie sicher und langfristig le-
ben können. In Rekordzahl suchen sie die
Hilfsdienste auf, denn die Preise steigen
schneller als die freien Wohnungen, be-
zahlbare Angebote gibt es kaum noch.
Land und Kommunen setzen deshalb auf
ein neues Konzept, das aus den USA
stammt: Housing First, was übersetzt in
etwa „Erstmal Wohnen“ bedeutet. Zu-
erst, so der Gedanke, brauchen Obdach-
lose eine Wohnung. Dann können alle
weiteren Probleme angegangen werden.

Sechs Modellprojekte sollen nun vom
Land und der Vector Stiftung in den kom-
menden drei Jahren mit insgesamt rund
1,6 Millionen Euro gefördert werden. Es
ist ein Tropfen auf dem heißen Stein: Mit
den Projekten wird versucht, insgesamt
rund 80 Wohnungen zu finden. Im Süd-
westen leben aber nach Angaben des So-
zialministeriums rund 76 500 wohnungs-
lose Menschen. „Damit lösen wir nicht die
Gesamtkomplexe des Wohnungsman-

gels, aber wir entlasten und helfen in dem
Personenkreis, der am meisten Lobby-
ismus und Solidarität braucht“, sagt So-
zialminister Manne Lucha (Grüne).

Es gibt bereits erste Erfahrungen mit
dem neuen „Housing First“-Ansatz. In
Stuttgart wurden bei einem Projekt 17
ehemals wohnungslose Haushalte in un-
befristete Mietverhältnisse vermittelt.
„Kein einziger Mieter musste bislang
rausgehen“, sagt Edith Wolf von der Vec-
tor Stiftung. Die nun vom Land und der
Stiftung geförderten Ideen stammen
unter anderem aus Herrenberg, Esslin-
gen und der Region Biberach-Schuss-
ental, aus Reutlingen und Heidelberg.

In Freiburg wird zudem das Projekt
„Hila – Housing First für Frauen“ unter-
stützt, das das Diakonische Werk für
wohnungslose Frauen mit Gewalterfah-
rung auf die Beine gestellt hat. Durch das
Geld wird dort etwa die Arbeit einer
Krankenschwester, einer Hausmeisterin
und von zwei Sozialarbeiterinnen finan-
ziert. Wichtig sei vor allem aber die Su-
che nach geeigneten Wohnungen auf
einem enorm angespannten Markt sowie
das Betreuen bei den ersten Schritten auf

dem neuen Weg, sagt Projekt-Mitarbei-
terin Paula Tümpel.

Die Gruppe der Betroffenen sei groß.
Etwa ein Drittel der wohnungslosen Men-
schen in Deutschland seien Frauen, von
denen wiederum 90 Prozent Gewalt-
erfahrungen gemacht hätten. „Die be-
stehenden Angebote der Gewalthilfe sto-
ßen bei wohnungslosen Frauen teilweise
aber an ihre Grenzen“, sagt Tümpel. In der
Wohnungslosenhilfe wiederum könnten
Gewalterfahrungen nicht immer behan-
delt werden. Ziel des Hila-Projektes ist es
zunächst, ab Juni zehn Wohnungen zu
vermitteln. „Das ist eine absurd kleine

Zahl angesichts der steigenden Zahl von
wohnungslosen Frauen“, sagt Tümpel.

Ein gemeinsames Problem haben alle
sechs „Housing First“-Projekte: Es gibt
keine passenden Wohnungen. Nach
Schätzungen des Branchenverbandes der
Bauwirtschaft fehlen allein in Baden-
Württemberg rund 70 000 Sozialwoh-
nungen. Längst sind nicht nur große
Städte wie Stuttgart oder Freiburg da-
von betroffen, auch in kleineren Kom-
munen fehlt es an bezahlbarem und so-
zial gefördertem Wohnraum, für den auch
wohnungslose Menschen infrage kämen.

Wenn sich dann doch mal eine Woh-
nung anbietet, haben es Obdachlose als
Kandidaten schwer. Zum einen konkur-
rieren Studierende, Alleinerziehende und
Geringverdienende um die wenigen
günstigen Wohnungen. Zum anderen gibt
es zahllose Vorurteile, sagt Tümpel.

Sozialminister Lucha setzt bei der Su-
che nach Wohnungen unter anderem auf
„verdeckte Reserven“, also auf leerste-
hende Wohnungen, die nicht auf dem
Markt seien und durch Öffentlichkeits-
arbeit und direkte Ansprache gewonnen
werden könnten.

Paula Tümpel (l.) und Julia Weigele (r.) küm-
mern sich inFreiburg speziell umFrauen.F.: dpa

Neue Dächer
für die

Pfahlbauten
Unteruhldingen. Noch geht es
unter der Woche im Pfahlbau-
museum am Bodensee eher ru-
hig zu: Für den täglichen Besu-
cherverkehr öffnet die Einrich-
tung in Unteruhldingen erst ab
dem 23. März die Pforten, bis
dahin sind Spontanbesuche nur
am Wochenende möglich. Dafür
haben die Handwerker derzeit
viel Platz, um die Häuser in-
stand zu setzen. So wie Reet-
Dachdeckerin Moira Memm-
hardt (r.) und Projektleiter Mar-
ten Heckmann (l.), die derzeit
einige Häuser neu eindecken.
Rund sechs bis acht Wochen ist
das Team im Freilicht-Museum
beschäftigt. Foto: Felix Kästle/dpa
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